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A. Staatskanz\ei 

Verleihungen des Verdienstordens 
der Eundesrepul>lik Deutschland 

Oek: der StK vom 30. 4. 2009 - 43-11202 

Der Bundespr~sident hat folgende Personen für ihre 
Verdienste mit dem Verdienstorden der Bundesrepublik 
Deutschland ausgez;eich~el: 

Verdienstkreuz 1, Klasse 

Dr. Karl-Heim: Daehre, Sü!zetal 
Dr. Rüdiger Fiken1scher, Halle (Saale) 
Bemd Heimühle, Bad Lauchstädl 
Dr Erwin Hinz, Magdeburg 
Waltraut Zachhube.r, Magdeburg 

Verdienstkr-euz am Bande 

Wolfgang Böhm, Halle (Saale) 
Bernd Koller, Stadthagen 
Dr. Gerlinde Kuppe, Halle (Saale) 
Manfred Lietze, KlOtze 
Michael Makowski, Adendorf 
Udo Mammen, Halberstadt 
Gisela Pleger, Burg 

Herrnaoo Quien, Weißenfels 
Dr. Udo Rönnecke, Möckern 

Petra Wemicke, Walbeclc 

Verdienstmedaille 

Christiane Brandenburg, GUotersberge 
De Harald Meiler, Halle (Saale) 
Johannes Pa'bel, Halle (Sa'ale) 
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Soweit Förderprogramme betroffen sind. die auch mit 
.EU-Mitteln finanziert werden. sind jedoch .in jedem Fall 
die EU-rechtlichen Nachweis- und Prüfvorgaben einzu­
halten. 

Abschnitt VI 
Erstattung der Zuwendung, Verzinsung 

Im Falle des Entstehens von Erstaltungsansprüchen 
werden diese vom Zeitpunkt seiner Entstehung an bis zur 
Rtickzahlung verzinst. Abweichend von VVrvV-Gk Nr. 8.5 
zu § 44 LHO richt:et sich der Zinssatz nach dem Zinssatz 
für Kredite des Bundes zur Deckung von Ausgaben zum 
Zeitpunkt der Entstehung des Anspruches. Der jeweils gel­
tende Zinssatz wird vom Bundesministerium der Finanzen 
durch Rundschreiben an die Obersten Bundesbehörden 
bekannt gegeben. Sätze I bis 3 gellen für alle Fördermaß­
nahmen nach dem ZuInvG auch über das Jahr 2010 hin­
aus, soweit die Prüfung der Verwendungsnachweise durch 
den Bund noch nicht abgeschlossen ist. 

Abschnitt VIl 
Sonstiges 

Soweit mit den Milleln des Konjunkturpaketes II be­
stehende Förderprogramme aufgestockt/ergänzt werden, 
gelten die Regelungen dieser Anlage auch für die zusätz­
lichen Maßnahmen. die nach der bestehenden Förderricht­
linie mit Mitteln nach dem ZulnvG gefördert werden. 
Insoweit stellt diese Anlage eine ergänzende Regelung zu 
bestehenden Förderrichtlinien dar. Eine Anpassung der 
betreffenden Förderrichllinie ist nicht zwingend erforder.­
lieh. Die FördenichtJinien können jedoch auch von den 
ZUStändigen Obersten Landesbehörden angepasst werden. 

Die Bewilligungsstellen haben die Nebenbestimmungen 
in den zu erstellenden Zuwendungsbescheiden andie neuen 
Regelungen anzupassen. 

Anlage 2 
(zu Abschnitt I Ab•. 5 und AbschniulI NT. 2 Ab,. 3) 

Ergänzende Verfahrensregelungen für die 
Bewilligung der kommunalen Inveslitionspauschale 

Abschnitt I 
Fördervolumen 

Für kommunalbezogene Projekte steht eine ommunale 
Investitionspauschale (Investitionspauschale) on 50 Mil­
lionen Euro brutto zur Verfügung. in der der ommunale 
Anteil von 12,5 v. H. bereits enthalten ist. Da it steht den 
kreisfreien Städten und den kreisangehörigen Gemeinden 
bereits 2009 landesseitig netto eine Investitio spauschale 
von 43750 0O? Euro als Baransalz zur Verfü ung. 

Die Investitionspauschale ist in den Schwerpu 
Bildungsinfraslruktur und Infrastruktur gemä § 3 Abs. \ 
Nr. I und Nr. 2 ZulnvG und Abschnitl III d eser Anlage 
einzusetzen. Hierbei ist es den Kommunen f eigeslellt. in 
welchem Schwerpunklbereich sie die Mittel erwenden. 

Die Inveslitionspauschale kann nicht zur Abdeckung des 
Eigenanteils in Höhe von \2.5 v. H. bei projektbezogenen 
Investitionsmaßnahmen nach den Förderrichtlinien zum 
ZuInvG anderer Ressorts verwendet werden. Sie kann 
jedoch zur Erhöhung des Anleils einer nach dem Kon­
junkturpaket II projeklgeförderten Inveslitionsmaßnahme 
verwendet werden. wobei der Eigenanteil in Höhe von 
12,5 v. H. immer zu erbringen ist. 

Der der einzelnen Kommune zur Verfügung stehende 
Pauschalbetrag ist einwohnerbezogen enechnet und ergibt 
sich bereits aus dem Schnellbrief des Ministeriums des 
Innern vom 26.2.2009. 

Mittel der Investitionspauschale. die von einer Kommune 
bis zum 31. 12.2009 nicht verbindlich angemeldet werden. 
können abweichend von der vorgesehenen Verteilung vom 
Land neu bereitgeslelll werden. 

Die Kommunen müssen die InvestiliQnspauschale bis 
rum 31. \2. 2009 verausgaben oder bis zu diesem Zeit ­
punkl der Investitionsbank gegenUber verbindlich erklären. 
ob die Millel für Bildungs- oder sonstige Infrastruktur aus­
gegeben werden. 

Abschnitt 11
 
Haushaltsrechtliche Erfordernisse
 

Im Haushaltsjahr 2009 mit wirksamer Haushallssatzung 
sind Ausgaben oder Auszahlungen der Kommunen nach 
dem ZulnvG zunächsl als überplanmäßige oder außer­
planm:l.ßige Ausgaben oder Auszahlungen zu behandeln 
(§ 97 der Gemeindeordnung (GO LSA). 

Die Ausgaben oder Auszahlungen aufgrund des Zu[nvG 
bedürfen der Zustimmung der kommunalen Vertretungs­
körperschaft. wenn sie gemäß § 97 Abs. I Salz 2 GO LSA 
nach Umfang oder Bedeutung erheblich sind. 

Liegen durch die Inanspruchnahme der Inveslilionspau­
schale die Vorausselzungen des § 95 Abs. 2 GO LSA vor, 
hat die Kommune eine Nachtragshaushaltssalzung zu 
beschließen. Die Nachtragshaushaltssalzung kann bis zum 
30. 11. 2009 nachgeholt werden. Das gleiche gill, wenn 
die Kommune im Zusammenhang mit der Investitions­
pauschale Kredite aufnehmen muss. 

Die haushaltsrechtlichen Verfahrenserfordernisse sollen 
den Beginn einer Investitionsmaßnahme nach dem ZuInvG 
nicht verzögern. Bei Erforderlichkeit einer Nachlrags­
hal,lshallssatzung ist diese von der zuständigen Kommu­
nalaufsichtsbehörde unverzUglich zu bescheiden. Eine 
Nachlragshaushaltssalzung kann auch nach der Bewilli ­
gung und Auszahlung der Investitionspauschale beschlossen 
werden. 

Zur Sicherung des kommunalen Eigenanteils in Höhe 
von 12.5v. H. an einer Inveslitionsmaßnahme ist finanz­
schwachen Kommunen. die über ein akzeptiertes Haus­
haltskonsoljdierungskonzepl.verfügen, eine Genehmigung 
gemäß § 100 Abs. 2 GO LSA in Verbindung mit § 92 
Abs. 3 GO LSA zu erteilen, soweit eine andere Finanzie­
rung nicht möglich ist oder wirtschaftlich unzweckmäßig 
wäre (§ 9\ Abs. 3 GO LSA). Soweit der kommunale 
Eigenanteil an der Inveslitionsmaßnahmc 12,5 v. H. über­
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steigt, kann der den Eigenanteil in Höhe von 11,5 v. H. 
ubersteigende Anteil an Kreditbedarf dann genehmigt 
werden, wenn die Investitionsmaßnahme haushaltsneutral 
oder sogar haushaltskonsolidierend wirkt. Dies wäre bei 
rentierlichen Investitionsmaßnahmen der Fall (z. B. Ein­
sparung von Energiekosten durch energetische Sanierung, 
kostendeckende gebUluenfinanzierte Einrichtungen). 

Befindet sich die Kommune noch oder schon seit 
längerem in vorläufiger Halishaltsführung, wird eine 
l.usätzliche Investitio,nsmaßnahme nach dem ZuInvG als 
unaufschiebbar betra2htet und kann bei Kreditbedarf zur 
EIgenanteilsfinanzierung in Anlehnung an den auch sonst 
für diese F3lle geltenden § 96 Abs. 'l GO LSA durchgefUhrt 
werden. Ka.nn § 96 Abs. 2 GO LSA nicht zur Anwendung 
kommen, weil es in den let1.ten beiden Jahren keine 
Krediterm3chtigungen gab oder die Investitionsmaßnahme 
nicht unaufschiebbar ist, kann gieichwohl eine zusätzliche 
Investitionsmaßnahme nach dem ZulnvG erfolgen, wenn 
die Investitionsmaßnahme haushallsneutral durchführbar 
ist oder sogar haushaltskonsolidierend wirkt. Haushalts­
neutral in diesem Sinne ist ein Investitionsvorhaben dann, 
wenn es keine Eigenmiltel mit Ausnahme der Investi ­
tionshilfemittel nach § 11 ades Finanzausgleichsgeset1.es 
erfordert oder investive Zuweisungen nach Gebiets­
neugtiederung verwendet werden können sowie keine von 
der Kommune nicht tragbaren FOlgekosten verursacht. 
Falls eine derartige Haushaltsneutralität der Investitions­
maßnahme nicht nachweisbar und eine Kreditaufnahme zur 
Sicherung der Gesamtfinanzierung erforderlich ist. hat die 
zuständige Ko'mmunalaufsichtsbehörde die Kreditaufnahme 
von maximal J'l.5 v. H. Eigenanteil zu genehmigen, wenn 
die Kommune nachweist, dass die Investitionsmaßnahme 
haushaltskonsolidierend wirkt. weil es sich um eine ren­
tierliehe Inveslitionsmaßnahme handelt. Haushallskonso­
lidierend wirkt eine Investitionsmaßnahme dann, wenn die 
aus der Inveslitionsmaßnahme mittel- bis langfristig (bis 
circa 15 Jahre) resultierenden Folgekosten durch aus der 
Maßnahme resultierende Entlastungswirkungen kompen­
siert werden (z. B. bei energetischen Sanierungsmaßnahmen). 

Die Finanzierung des Gesamtvorhabens muss sicher­
gestellt sein. 

Abschnitt III
 
Besondere Un~erstützung linanzschwacher
 

Kommunen
 

Als finanzschwach im Sinne des'Zu[nvG gelten Kom­
munen, die über ein von der Kommunala\lfsichtsbchörde 
akzeptiertes Haushaltskonsolidierungskonzept verfügen, 
das zumindest den strukturellen Haushaltsausgleich im 
max.imalen Haushaltskonsolidierungszeitraum aufzeigt. 

Ausnahmsweise zahlen zu den finanzschwachen Kom­
munen auch solche ohne Haushaltskonsolidierungs­
konzept, wenn die zust3ndige Kommunalaufsichtsbehörde 
bestätigt, dass der Haushalt durch die Schuldendienst­
verpflichtungen zur Notwendigkeit eines Haushaltskonso­
lidierungskonzeptes'führen würde. 

Zur UnterslOtzung ihres Eigenanteils kann insbesondere 
eine finanzschwache Kommuneein zinsgünstiges Darlehen 

bei der Investitionsbank beantragen. Dazu gehören auch 
Kommunen im Sinne- von Abschnitt II Abs. 6, die eine 
haushaltskonsolidierend wirkende Investitionsmaßnahme 
durchführen. 

Ein Darlehen kann seit dem 1.4.2009 auch bei der KfW­
Bank auf der Grundlage des Programms "Investitions­
offensive für strukturschwache Regionen" beantragt werden. 
Das Darlehen soll vorbehaltlich der Markt- und Zins­
entwicklung während der ersten zwei Jahre zins- und der 
ersten fünf Jahre tilgungs frei mit fünfj3hriger Zinsbindung 
sein. 

Abschnitt IV 
Vorgehen bei Gebietsneugliederung bis zum 1.7.2009 

Solange Kommunen eigenständig sind, können sie Inves­
titionsmaßnahmen nach dem ZulnvG beschließen. Diese 
Maßnahmen sind nach einer Gebietsneugliederung durch 
den Rechtsnachfolger. fortzufUhren, dazu gehört auch der 
Beschluss einer Nachtragshaushaltssatzung. 

Abschnitt V 
Verfahren 

1. Grundsätze 

Die Kommunen melden Investitionsmaßnahmen zur 
Bewilligung von Mitteln aus der Investitionspauschale an. 
Freie Träger melden ihre beabsichligten Investitionsmaß­
nahmen bei der Kommune an, für die sie kommunale Auf­
gaben wahrnehmen. 

Die Investitionsmaßnahme ist aussagekräftig zu be­
z.eichnen. damit sie einem Verwendungsbereich eindeutig 
zugeordnet werden kann. 

Wird eine kommunale Einrichtung von mehreren Kom­
munen gemeinsam genutzt, konnen mitnutzende Kommunen 
ihre Investitionspauschale vollständig oder teilweise in 
diese Einrichtung entsprechend ihrer Beteiligung ein­
fließen lassen. 

Der Investitionspauschale unterfallen auch Investitions­
maßnahmen freier Trager und kommunaler Gesellschaften. 

Für die Meldung eines Mittelbedarfes aus der Inves­
titionspauschale und den Mittelabruf sind nachfolgend 
ge'nannte Vordrucke zu verwenden: 

a) Sammelanmeldung zum Konjunkturpaket H, 

b) Anlage Einzelmaßnahme zur Sammelanmeldung, 

c) Mi ttelabruf (aus der kommunalen Investit ionspausch ale). 

Die genannlen Vordrucke werden auf den Internet-Seiten 
des Ministeriums des Innern und der Investitionsbank 
Sachsen-Anhalt im pdf-Fonnat downloadbar bereilgestellt. 

Das Ministerium des Innern bewilligt die Investitions­
pauschale durch Erstellung eines Sammelzuwendungs­
bescheides. 
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